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Kollektive Vereinbarungen in der 
Steuerung betrieblicher Weiterbildung
Beispiele aus den Niederlanden und Deutschland

Carola Iller und Dick Moraal

Kurzzusammenfassung

Angesichts des hohen Stellenwerts der betrieblichen Weiterbildung für die Realisierung 

arbeitsmarkt- und sozialpolitischer Ziele stellt sich die Frage, wie gesellschaftliche Steue-

rung in der beruflichen und betrieblichen Weiterbildung möglich ist. Am Beispiel der 

tariflichen Weiterbildungsfonds in den Niederlanden und der Sozialpartnerrichtlinie in 

Deutschland wird im vorliegenden Beitrag gezeigt, wie sich kollektive Vereinbarungen und 

öffentliche Förderung ergänzen können. Während in den Niederlanden in den vergange-

nen zwanzig Jahren eine Institutionalisierung und Weiterentwicklung der Fonds hin zu 

regionalen und sektoralen Netzwerken zwischen Unternehmen, Sozialpartnern und staat-

lichen Akteuren der Arbeitsmarkt- und Wirtschaftspolitik stattgefunden hat, ist mit der 

Sozialpartnerrichtlinie in Deutschland zunächst ein Schritt in Richtung einer Kooperation 

zwischen Sozialpartnern und Staat in der betrieblich-beruflichen Weiterbildung getan. 

Beide Beispiele zeigen, dass kollektive Vereinbarungen zu einer Verstetigung der Weiter-

bildungspolitik beitragen und damit einen wichtigen Anteil zur Institutionalisierung 

lebenslangen Lernens leisten können.
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Weiterbildungsangebot und -nachfrage steigen, wenn Unternehmen in 

den Prozess der Aus- und Weiterbildung eingebunden sind und darüber 

hinaus die Kammern, ArbeitgeberInnenverbände und Gewerkschaften eine 

zentrale Rolle im beruflichen Bildungssystem einnehmen.

Einleitung

Anders als in der Schule und Hochschule hat der Na-

tionalstaat in der Erwachsenen- und Weiterbildung 

seit jeher nur geringen Einfluss auf die konkrete 

Bildungsarbeit. Die Autonomie der Träger gegenüber 

dem Staat ist ein historisch stabiles Strukturmerkmal 

der Erwachsenenbildung (siehe Iller 2009a), weshalb 

hinsichtlich der Steuerung in der Weiterbildung „ein 

weites Spektrum von Formen der Beeinflussung und 

Koordination sozialer Handlungen“ (Hartz/Schrader 

2008, S. 17) einschließlich zivilgesellschaftlicher Be-

teiligungsformen in den Blick genommen werden 

muss. Dies gilt vor allem für die Steuerung in der be-

ruflichen und betrieblichen Weiterbildung, die sich 

weitgehend unabhängig von staatlicher Regulierung 

und Finanzierung institutionalisiert hat und deshalb 

über herkömmliche politische Steuerungssysteme 

wie Förderprogramme oder Zielvereinbarungen nur 

schwer in bildungspolitische Strategien einbinden 

lässt. Angesichts der großen arbeitsmarkt-, wirt-

schafts- und zunehmend auch der sozialpolitischen 

Bedeutung der beruflichen Weiterbildung ist dieser 

Mangel an bildungspolitischen Einflussmöglichkei-

ten äußerst problematisch. 

Steuerungslogiken und politisch-ökonomische Steu-

erungsinteressen in der beruflichen Bildung lassen 

sich unseres Erachtens sehr gut mit dem Ansatz 

der „Comparative Political Economy of Skill For-

mation (CPE-SF)“ (siehe Trampusch/Eichenberger 

2011) erklären. Unter diesem Begriff wurde in den 

letzten Jahren ein Forschungsansatz entwickelt, 

der berufliche Bildungssysteme international 

vergleichend im Kontext von industriellen Bezie-

hungen und Wohlfahrtsstaatsregimen analysiert. 

Ein zentrales Ergebnis ist: Weiterbildungsangebot 

und -nachfrage steigen, wenn Unternehmen in den 

Prozess der Aus- und Weiterbildung eingebunden 

sind (firm involvement) und darüber hinaus die 

intermediären Assoziationen (Kammern, Arbeitge-

berInnenverbände, Gewerkschaften) eine zentrale 

Rolle im beruflichen Bildungssystem einnehmen. 

Wir wollen im Folgenden deshalb zwei Steuerungs-

verfahren vorstellen, die jenseits staatsinterven-

tionistischer Maßnahmen auf Koordination und 

Kooperation in der Weiterbildung abzielen und 

deshalb für die beruflich-betriebliche Weiterbil-

dung besonders geeignet erscheinen: die tarifliche 

Weiterbildungspolitik in den Niederlanden und 

rezente Ansätze zur Etablierung einer kooperativen 

Kollektive Vereinbarungen in der 
Steuerung betrieblicher Weiterbildung
Beispiele aus den Niederlanden und Deutschland
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Weiterbildungspolitik in Deutschland im Rahmen 

der sogenannten „Sozialpartnerrichtlinie“. Wie zu 

zeigen sein wird, sind die zentralen Prinzipien dieser 

Steuerungsverfahren die „koordinierte Verantwor-

tung“, d.h. die gemeinsame Verantwortungsüber-

nahme durch Betriebe, Individuen und Staat, aber 

auch die Institutionalisierung der Verfahren und 

finanzielle Absicherung. 

Tarifliche Weiterbildungspolitik in den 
Niederlanden: ein systemischer Ansatz1

Als Folge der rezessiven Phase Ende der 1970er und 

zu Anfang der 1980er Jahre stieg die Langzeitar-

beitslosigkeit in den Niederlanden stark an. Die 

Gewerkschaften und Arbeitgeberorganisationen 

vereinbarten in dieser Periode Maßnahmen, um 

Unternehmen und Beschäftigte zukünftig weniger 

anfällig für die ökonomische konjunkturelle Ent-

wicklung zu machen (aktive Beschäftigungspolitik). 

Vor dem Hintergrund der hohen Arbeitslosigkeit, 

insbesondere der Jugendarbeitslosigkeit, wurde in 

den Kollektivverhandlungen eine Beziehung zwi-

schen einerseits mehr Geld für die Qualifizierung 

und andererseits einem niedrigeren Anstieg der 

Lohnkosten hergestellt.

Die Unternehmen zahlen pro Mitarbeitende/n 

einen Betrag – anfangs 10 Gulden – in einen Fonds 

(O&O-Fonds: Opleidings- en Ontwikkelingsfondsen)2, 

aus dem dann die Aus- und Weiterbildungsaktivi-

täten der Unternehmen gezahlt werden. Durch die 

umlagefinanzierte Ausgleichsregelung beteiligen 

sich alle Unternehmen, auch diejenigen, die ihre 

Mitarbeitenden nicht qualifizieren, an der Finanzie-

rung der Qualifizierung. Bildungsaktive Unterneh-

men erhalten dafür eine finanzielle Kompensation. 

Zu den Aufgaben der O&O-Fonds zählen die Finan-

zierung der Weiterbildung der ArbeitnehmerInnen 

innerhalb einer Branche, die Unterstützung der du-

alen beruflichen Erstausbildung und die individuelle 

Förderung der Beschäftigung. Die sektoralen O&O-

Fonds unterstützen auch immer mehr Bildungsmaß-

nahmen für Beschäftigte, die in eine andere Branche 

wechseln. Mitte 2007 gab es 140 Branchenfonds, von 

denen die übergroße Mehrheit an einen Tarifvertrag 

gebunden war.3

Die Anzahl der Fonds ändert sich ständig. Es wer-

den neue gegründet, es kommt zu Fusionen, und 

manchmal wird ein Fonds eingestellt. Von den 6,9 

Millionen Beschäftigten in den Niederlanden fielen 

2007 insgesamt 5,9 Millionen – also 86% – in die 

Zuständigkeit eines O&O-Fonds (vgl. Donker van 

Heel et al. 2008, S. 8; siehe dazu auch Waterreus 

1997, 2002; Mooij/Houtkoop 2005).

Das Problem der meisten Bildungsfonds in den 

Anfangsjahren war, dass vor allem die Klein- und 

Mittelunternehmen sie nicht nutzten. Kleine und 

mittlere Unternehmen sind in den Niederlanden die 

wichtigsten ArbeitgeberInnen, es gibt nur wenige 

große Unternehmen, die aber nicht dominant auf 

die Politik der ArbeitgeberInnenorganisationen ein-

wirken (vgl. Trampusch/Eichenberger 2011, S. 10f.).

Die Beteiligung hat sich seit Ende der 1990er Jahre 

deutlich verbessert. Das betrieblich-berufliche 

Weiterbildungsangebot und die Weiterbildungsteil-

nahme sind in den Niederlanden besonders auch in 

den Klein- und Mittelunternehmen stark gestiegen. 

Auch die Weiterbildungspolitik in den Fonds wird 

entsprechend von den kleinen und mittleren Unter-

nehmen bestimmt, was sich insgesamt positiv auf 

die Entwicklung der Fonds auswirkt, da die kleinen 

und mittleren Unternehmen in den Niederlanden 

berufliche Bildung stark unterstützen und an einem 

Kostenausgleich interessiert sind. So konnten durch 

die Fonds spezielle Programme für kleine und mitt-

lere Unternehmen entwickelt werden (vgl. ebd.).

Die bei weitem wichtigste Finanzierungsquelle der 

O&O-Fonds bilden die Abgaben der Unternehmen 

der jeweiligen Branche. Die sektoralen Aus- und 

1 Hierzu findet sich eine ausführliche Darstellung von Dick Moraal auf den Seiten 42 bis 45 im Zwischenbericht „Berufliche Weiter-
bildung: Ursachen möglicher Unterinvestitionen und Anreize für Betriebe und Beschäftigte” (2011) des BiBB (Bundesinstituts für 
Berufsbildung) unter https://www2.bibb.de/tools/fodb/pdf/zw_23301.pdf; Anm.d.Red. 

2 Mitte der 1980er Jahre entstanden als Tarifvertragsregelungen die sogenannten Sozialfonds und als eine Form der Sozialfonds die 
O&O-Fonds (Aus- und Weiterbildungsfonds); Anm.d.Red.

3 In den Niederlanden gibt es im Gegensatz zu Frankreich keine nationale Gesetzgebung über die betriebliche Weiterbildung. Die 
Kollektivverträge und die darin enthaltenen Sozialfonds (auch die Bildungsfonds) werden nachträglich vom Staat für die jeweili-
gen Branchen allgemeinverbindlich erklärt.



411-

Weiterbildungsfonds (O&O-Fonds) schaffen Anreize 

für ArbeitgeberInnen, um in Bildung zu investie-

ren. Eine zweite Finanzierungsquelle stellen die 

staatlichen Fördermittel dar. Dabei handelt es sich 

fast immer um eine zeitlich befristete Förderung. 

In den vergangenen Jahren waren dies beispiels-

weise Projektförderungen zur Verbesserung einer 

altersgerechten Personalpolitik sowie Mittel für 

das Zustandekommen von Vereinbarungen zum 

Gesundheits- und Arbeitsschutz. Eine dritte Finan-

zierungsquelle sind ESF-Mittel. Die Regierung hat 

beschlossen, dass diese Gelder, zumindest soweit 

es dabei um Projekte in den Branchen und Unter-

nehmen geht, über die O&O-Fonds beantragt und 

verwaltet werden. 

Ursprünglich waren die Fonds als Finanzierungs-

instrument angelegt, mittlerweile sind sie zu Insti-

tutionen geworden, in denen sektoral und regional 

Serviceleistungen für die berufliche Weiterbildung 

bis hin zu Forschung und Entwicklung durchgeführt 

werden. Darüber hinaus sind sie in regionale und 

sektorale Kooperationen in der Arbeitsmarkt- und 

Wirtschaftspolitik eingebunden und dadurch zu 

wichtigen „Knotenpunkten“ für bildungs- und 

sozial politische Maßnahmen in Transformationspro-

zessen des Arbeitsmarkts geworden. Die O&O-Fonds 

können für die Finanzierung unterschiedlicher 

Aktivitäten in den Branchen genutzt werden, so 

z.B. für Information, Forschung, Beschäftigung von 

Arbeitslosen, Aus- und Weiterbildung. 

Tarifliche Weiterbildungspolitik in 
Deutschland: rezente Initiativen

In Deutschland bestehen zwar schon seit den 1960er 

Jahren Kollektivvereinbarungen zur Qualifizierung, 

diese waren aber lange Zeit auf wenige kleine Bran-

chen (Miederwarenindustrie) oder Beschäftigten-

gruppen (Poliere) beschränkt. Im letzten Jahrzehnt 

sind insbesondere in großen Branchen der Metall- 

und Elektroindustrie und der Chemieindustrie eigen-

ständige Qualifizierungstarifverträge abgeschlossen 

worden. Dabei liegt der Regelungsschwerpunkt auf 

der Bedarfsermittlung, Planung und Gestaltung der 

betrieblichen Weiterbildung unter Beteiligung des 

Betriebsrats. Ein zentrales Instrument ist dabei der 

Anspruch der Beschäftigten auf ein regelmäßiges 

Qualifizierungsgespräch. 

Bei der Mehrzahl der Qualifizierungstarifverträge 

kamen die Verhandlungsparteien überein, dass 

betriebliche Weiterbildung einzelbetrieblich vom 

Arbeitgeber/von der Arbeitgeberin zu finanzieren 

ist, während bei persönlicher Weiterbildung die 

Beschäftigten die Kosten zu tragen haben. Tarifli-

che Regelungen zur Einrichtung umlagefinanzierter 

Weiterbildungsfonds stellen eher die Ausnahme dar. 

So umfassen die Qualifizierungstarifverträge der 

letzten Jahre etwa 5 Millionen Beschäftigte (siehe 

Bahnmüller/Hoppe 2011), in den Geltungsbereich 

umlagefinanzierter Tariffonds fallen nur knapp 

100.000 Beschäftigte. 

Mit Inkrafttreten der Sozialpartnerrichtlinie am 

26. März 2009 können in Deutschland erstmalig 

im Rahmen der ESF-Förderperiode 2007 bis 2013 

kooperativ ausgehandelte betriebliche Weiter-

bildungsmaßnahmen finanziell gefördert werden. 

Qualifizierungstarifverträge werden damit als wich-

tiges Instrument für die Förderung der betrieblichen 

Weiterbildung hervorgehoben (siehe BMAS 2009).

Antragsberechtigt sind Tarifvertragspartner und 

Sozialpartner zur Umsetzung von bestehenden 

Qualifizierungstarifverträgen oder Unternehmen, 

die in den Regelungsbereich dieser Verträge fallen. 

Ein wichtiger Anstoß für diese Förderung geht auf 

die Strategie der EU zurück, die Sozialparteien aktiv 

in die Entwicklung wirtschafts- und sozialpolitischer 

Initiativen der Europäischen Union einzubeziehen.

Bislang wurden 191 Projekte bewilligt. Bei Durch-

sicht der geförderten Projekte fällt auf, dass die 

Projektträgerschaft meist bei einem Bildungsan-

bieter liegt, die Unternehmen also nur mittelbar in 

die Projekte eingebunden sind. Gleichwohl müssen 

sie sich aktiv an den Vorhaben beteiligen und ei-

nen Beitrag zur Unterstützung leisten, denn nur 

wenn die Unternehmen eine Kofinanzierung und 

Freistellung der Mitarbeitenden zur Weiterbildung 

garantieren, können die Kosten bezuschusst werden.

Die Anträge werden von einer nicht-staatlichen 

„Regiestelle“ beraten, die Auswahl der förderwürdi-

gen Projekte wird von einer Steuerungsgruppe aus 

Arbeitgeber- und GewerkschaftsvertreterInnen und 

dem Arbeitsministerium getroffen. Auf Grundlage 

der Richtlinie können Vorhaben der betrieblichen 

Weiterbildung mit bis zu 80% aus ESF- und Bun-

desmitteln bezuschusst werden, vorausgesetzt, 

die Antragstellung basiert auf einer Vereinbarung 
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zwischen Unternehmen und ArbeitnehmerInnenver-

tretung und greift bildungs- und arbeitsmarktpoli-

tisch relevante Zielsetzungen auf. 

Schlussfolgerungen und Ausblick

Kooperation in der betrieblichen Weiterbildung ist 

nur möglich, wenn die unterschiedlichen bildungs-

bezogenen Ziele der Unternehmen, Beschäftigten 

und des Staates in einer Win-Win-Situation für alle 

Beteiligten aufgelöst werden können. Derartige 

Aushandlungsprozesse finden aber zumeist in einem 

Spannungsfeld zwischen Kooperation und Konkur-

renz statt. Wie das Beispiel der Bildungsfonds in den 

Niederlanden zeigt, spielt die Finanzierungsregelung 

deshalb eine große Rolle. Denn wenn kein zwischen-

betrieblicher Ausgleich der Weiterbildungskosten 

stattfindet, ist die Bereitschaft der Unternehmen, in 

transferierbare Bildung zu investieren, gering, da sie 

befürchten müssen, dass qualifizierte Beschäftigte 

von anderen Unternehmen abgeworben werden 

(„Poaching“). Bildungsfonds in der Weiterbildung 

reduzieren die Konkurrenz zwischen Unternehmen 

und schaffen damit die Voraussetzungen für eine 

Zusammenarbeit. 

Die Weiterbildungsbeteiligung in kleinen und 

mittleren Unternehmen kann als Indikator für das 

Gelingen eines Interessenausgleichs zwischen den 

Unternehmen angesehen werden, denn für sie ist 

die Gefahr größer, in der Konkurrenz um qualifi-

zierte Beschäftigte gegen große Unternehmen zu 

verlieren (siehe Trampusch/Eichenberger 2011). 

Hinzu kommt, dass kleine und mittlere Unterneh-

men meist nicht über ausreichende Ressourcen für 

die Qualifizierung ihrer MitarbeiterInnen oder eine 

vorausschauende Personalentwicklung verfügen. Sie 

profitieren deshalb von Kooperationen mit anderen 

Unternehmen und Bildungsanbietern, weil ihnen so 

eine Supportstruktur zur Verfügung steht (siehe Iller 

2009b). Es verwundert also nicht, dass sich in den 

Niederlanden die Weiterbildungsbeteiligung kleiner 

und mittlerer Unternehmen erhöht hat und – wie 

der Continuing Vocational Training Survey (CVTS) 

zeigt – im europäischen Vergleich deutlich über dem 

Durchschnitt liegt.

Fonds können darüber hinaus noch einen weiteren 

positiven Effekt haben, zumindest wenn sie als aktiv 

gestaltende Fonds (vgl. Bosch 2012, S. 25f.) angelegt 

sind. Sie sind dann nicht nur ein Instrument der 

Kostenumverteilung, sondern können steuernd 

in die betriebliche und berufliche Weiterbildung 

eingreifen, indem sie beispielsweise Beratung für 

Individuen und Unternehmen anbieten, regionale 

oder sektorale Bedarfsanalysen durchführen und 

die Angebotsplanung mit den Bildungseinrich-

tungen abstimmen, die Vernetzung vor allem zur 

arbeitsmarktbezogenen Weiterbildung herstellen 

usw. Eine solche Entwicklung haben die Fonds in 

den Niederlanden genommen.

Das Modell der sektoralen kooperativen Weiter-

bildung in den Niederlanden lässt sich nicht ohne 

weiteres auf andere Länder übertragen, denn die 

kooperative Struktur der betrieblichen Weiter-

bildungsorganisation ist in eine korporatistische 

Grundhaltung in der Arbeitsmarkt- und Wirtschafts-

politik eingebettet und wird von einer Dezentralisie-

rung und Regionalisierung der politischen Steuerung 

flankiert. Die zwischen ArbeitgeberInnenverbänden 

und Gewerkschaften kollektiv ausgehandelten Ver-

fahren werden also durch proaktive öffentliche 

Politik unterstützt. 

In diese Richtung weist auch die Entwicklung in 

Deutschland: Die Sozialpartnerrichtlinie setzt eine 

gemeinsame Beantragung von Unternehmen(sver-

bünden) und Arbeitnehmer Innenvertretung voraus, 

fördert aber nur Vorhaben, die konform sind mit öf-

fentlichen politischen Programmen. Angesichts der 

kurzen Laufzeit des Programms und des insgesamt 

geringen Fördervolumens ist eine Evaluation der 

Wirkungen der Sozialpartnerrichtlinie in Deutsch-

land nur bedingt möglich. Die Auswertungen des 

Programms legen den Schluss nahe, dass vor allem 

weiterbildungsaktive Branchen (Metall- und Elekt-

roindustrie) und Regionen (Westdeutschland) von 

der Förderung profitieren. Dies ist vermutlich auch 

dadurch begründet, dass hier bereits durch Qualifi-

zierungstarifverträge eine Basis für die Koordination 

von Unternehmen und Verbünden zwischen Unter-

nehmen und Weiterbildungsanbietern geschaffen 

wurde. Einen Anreiz für zusätzliche kooperative 

Weiterbildungsinitiativen wurde durch die Sozial-

partnerrichtlinie nur in begrenztem Maße gegeben. 

Wie häufig in der Programmförderung werden 

Nachhaltigkeit und Transfer der „guten Praxis“ zwar 

angestrebt, ob die Sozialpartnerrichtlinie solche 

nachhaltigen Impulse für kooperativ ausgehandelte 



611-

Weiterbildungsinitiativen in Unternehmen setzt, 

lässt sich jedoch erst in einer längerfristigen Be-

trachtung abschätzen. Entscheidend wird sein, ob 

die Richtlinie nach Auslaufen der ESF-Förderung 

institutionalisiert wird. 

Erfolgreiche Kooperationsbestrebungen bauen auf 

bereits existierenden Beziehungen zwischen den 

Akteuren und auf ihr Wissen und ihre Kompetenzen 

auf. Wichtig für den Ausbau und die Verstetigung 

von Kooperationen und einer kollektiven Verantwor-

tungsübernahme in der betrieblichen Weiterbildung 

ist, dass ein Strategiewechsel von punktuellen ad-

hoc-Maßnahmen hin zu einer Institutionalisierung 

der Infrastruktur für lebenslanges Lernen vollzogen 

wird, in die Unternehmen und Beschäftigte ebenso 

einbezogen sein müssen wie Bildungsanbieter und 

öffentliche Hände.
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Abstract

Since continuing vocational education and training enjoys high status in achieving labour 

market and sociopolitical goals, the question arises of how social governance is possible 

in professional and vocational continuing education and training. This article uses the 

example of negotiated continuing education funds in the Netherlands and social partner 

guidelines in Germany to show how collective agreements and public funding can 

complement each other. While in the Netherlands, funds have been institutionalized and 

have developed into regional and sectoral networks between companies, social partners 

and those active in labour and economic policy over the last twenty years, the social 

partner guideline in Germany has caused a step to be taken in the direction of cooperation 

between social partners and the state. Both examples show that collective agreements 

contribute to a perpetuation of continuing education policy and thus make up an 

important share of the measures to institutionalize lifelong learning.

Collective Agreements in the Governance of  
Continuing Vocational Education
Examples from the Netherlands and Germany
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